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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 75 Ausgegeben Danzig, den 10. Oktober 1923 


Inhalt. Verordnung betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung (S. 1011). — Kündigun 8. 
notgeſetz für Wohnungen (S 1011). — Verordnun g über Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren (S 1012). — Poſtgebü hren 


nach Deutſchland und Polen (S. 1015). 
Bekanntmachung über Aenderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen (S. 1016). 
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465 Verordnung 
betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung. Vom 3. 10. 1923. 
Auf Grund des § 16 des Geſetzes, betreffend Erwerbsloſen⸗Fürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. 
Seite 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 26. September 1923 folgendes beſtimmt: 


Die Höchſtſätze der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung betragen in der Woche vom 3. Oktober bis 
9. Oktober 1923 wochentäglich: 


236 1. für männliche Perſonen: 8 Millionen: 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben 63,0 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem Haushalt eines anderen leben 50,0 
C ²⁰ :.. ̃— un == 2 ²˙ 37,5 
2. für weibliche Perſonen: 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben 50,0 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben:. 42,0 
J V REEEGENUIE NEE 29,5 
3. als Familienzuſchläge für: 
N EEE RE EEE: 22,5 
b) die Kinder und fonftige unterſtützungsberechtigte c 19,0 


Danzig, den 3. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


466 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Kündigungsnotgeſetz für Wohnungen. 
Vom 3. 10. 1923. 
. 8 1. 
Mietverträge, die unter eine auf Grund der Anordnung betr. Einführung einer Höchſtgrenze 
für Mietzinsſteigerungen vom 9. Dezember 1919, 29. Dezember 1921 (Geſetzblatt Seite 17) erlaſſene 
Höchſtgrenze fallen, können vom Vermieter zwecks Anderung des Mietzinsnennbetrages ohne Rückſicht 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 10. 1923), 


). — Poſtgebühren nach dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) (S. 1016). 
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auf eine etwa vereinbarte längere Kündigungsfriſt und ohne Rückſicht auf die Kündigungsfriſten des 
$ 565 B. G. B. unter Innehaltung einer Friſt von 14 Tagen für den Schluß eines Kalendermonats 


gekündigt werden. 
* 8 2. 


Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
Den Zeitpunkt ſeines Außerkrafttretens beſtimmt der Senat. 
Danzig, den 3. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Ing. Leske. 


467 Verordnung 
über Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren. Vom 6. 10. 1923. 
Auf Grund des § 2 des Geſetzes über Poſt-, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren vom 
23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 883) werden die Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren für den Verkehr innerhalb 
des Freiſtadtgebiets auf die in der beigefügten Zuſammenſtellung angegebenen Beträge feſtgeſetzt. 
Dieſe Verordnung tritt am 8. Oktober, hinſichtlich der Gebühren für Zeitungen und Sammel⸗ 
überweiſungen am 1. November 1923 in Kraft; die Verordnung über Poſtgebühren vom 20. September 
i 1923 und die Verordnung über Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren vom 28. September 1923 treten hinſichtlich 
der Gebühren, für welche die vorliegende Verordnung eine Neufeſtſetzung vorſieht, vom gleichen Zeit⸗ 
punkt außer Kraft. | 
Danzig, den 6. Oktober 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 
Zuſammenſtellung 
der vom 8. Oktober 1923 ab geltenden Poſt-⸗ und Poſtſcheckgebühren. 
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2 Verſicherungsgebühr 

3 a) für Wertbriefe und verfiegelte Wertpakete für je 1 000 000 M 
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a) Zeitungsgebühr für das wöchentlich einmalige oder ſeltenere 
Erſcheinen ſowie für jede weitere Ausgabe in der Woche bei 
einem durchſchnittlichen Nummergewicht 
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Anmerkungen 


Der e dae eine 
betrag iſt auf eine 
durch 100 000 teilbare 
Markſumme aufzu⸗ 
runden. 


Vom 1. November 
3 an. 
Unverändert. 


Gebühr in 
Millionen 
M 


Gegenftand Anmerkungen 


Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr erhoben, 

im Höchſtfall jedoch für eine Zahlkarte eine Gebühr vonn 
Auszahlungen 

a) für jede von der Zahlſtelle des Poſtſcheckamts bargeldlos 

und für jede in den Abrechnungsſtellen der Reichsbank 

beglichene Auszahlung von dem im Scheck angegebenen 

Betrag 


b) für jede Barauszahlung durch die Zahlſtelle des Poſtſcheck⸗ 
amts ſowie für die Überſendung eines Schecks durch das Poſt⸗ 
ſcheckamt an eine Poſtanſtalt und für die weitere Behandlung 
des Schecks bei dieſer von dem im Scheck angegebenen Betrag 


Die Mindeſtgebühr für die nach einem Kontoblatt zu be⸗ 
rechnenden Auszahlungen beträgt 1000 M. 

Im übrigen werden Gebührenbeträge bis auschließlich 
1000 M auf volle 1000 M aufgerundet. 


Poſtgebühren 
nach Deutſchland und Polen. Vom 6. 10. 1923. 
Die mit Verordnung über Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren vom 6. Oktober 1923 1 n 
auch Deu gelten außer den Paketgebühren vom Zeitpunkt che Inkrafttretens ab auch im Verkehr 
En be nac ol hinſichtlich der Beieſſend ingen ſowie der Verſicherungsgebühr für Wertbriefe auch im 
erkehr na olen. 
Die Gebühren für Pakete nach Deutſchland ſind vom gleichen Zeitpunkt ab wie folgt feſtgeſetzt: 
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Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
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Zander. 
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*) Für jedes Paket 
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nach dem Ausland (außer Deutſchland und Polen). Vom 3. 10. 1923. 
Die Gebühren im Poſtverkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) werden 


vom 8. Oktober 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 
(in Millionen Mark) 


. Rre 15 

Rr jede weten ?00b 7,5 
Paaren 8 9 
Driickſachen für je o 3 

; Blindenſchriftſendungen für je 5ohs 1,5 
Geſchäſtspapiere für fe 502 en 3 
i . POS 15 
Warenproben für je 8 8 3 
Nündeſen g 8 6 


die Gebühr für nicht⸗ oder unzureichend freigemachte ‚Brief 
ſendungen beträgt das Doppelte des Fehlbetrags, 


777. Be ER EN RR 9 
die Einſchreihgebnz ee Te 15 
die Eilzuſtellgebühr für Briefſſendungee n 30 
die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 .... 6 

mindeſtens ber 30 
die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu 

ee Re 3 
die Einziehungsgebühr für jede eingelöfte Briefnachnahme . 45 


die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier 9 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier 6 
Danzig, den 3. Oktober 1923. t 
Poſt⸗ und Telegronten seems der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


470 Bekanntmachung 
über Anderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen. Vom 6. 10. 1923, 


a Auf Grund des 8 5 des Geſetzes über Anderungen des Poſtgeſetzes vom 23. Februar 1923 
(Geſetzbl. S. 293) wird folgendes beſtimmt: 


Der für Pakete ohne Wertangabe ($ 9 des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 Reichsgeſetzöl. 
S. 347) feſtgeſetzte Erſatzbetrag wird auf vierzehn Millionen Mark für jedes Pfund (500 g) der ganzen 
Sendung erhöht. 


9.2 
Der Erſatbetrag für eine eingeſchriebene Sendung (S 10 des Poſtgeſetzes) wird auf einhundert 
Millionen Mark erhöht. 


Dieſe Bekanntmachung tritt vom 23. Septender 1923 ab in Kraft. 
Für Sendungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Bekanntmachung bei der Poſt eingeliefert 
worden find, gelten die bisherigen Vorſchriften. 
Danzig, den 6. Oktober 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig.“ 
Zander. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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